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Europa - Heute und Morgen

· Europa definiert sich heute hauptsächlich über die EU (Europäische Union)

Geschichte der EU
· am 7. Februar 1992 unterzeichnete und am 1. November 1993 in Kraft getretene Vertrag von Maastricht markierte einen Sprung in der Entwicklung der bis dahin bestehenden EG 

· Erweiterung der EG um Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik und die Zusammenarbeit in den Bereichen Justiz und Inneres

· aus primär wirtschaftlich orientierten EG die wirtschaftlich und politisch definierte Europäische Union

· Kernpunkt: Festlegung auf den Ausbau des Binnenmarktes zur Wirtschafts- und Währungsunion 

· Einführung einer einheitlichen Währung bis zum Jahr 1999 

· Errichtung einer politischen Union

· Einführung der Unionsbürgerschaft für alle Bürger der EU in Ergänzung der jeweils nationalen Staatsbürgerschaft

· Januar 1994 zweite Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion: unter der Leitung des neu geschaffenen Europäischen Währungsinstituts Schaffung geldpolitischer und technischer Voraussetzungen für die Währungsunion.

· Zum 1. Januar 1999 trat mit der Einführung des Euros in elf der 15 Mitgliedsstaaten die dritte und letzte Stufe der Währungsunion in Kraft 

· Am 2. Oktober 1997 unterzeichneten die 15 Mitgliedsstaaten der EU den Vertrag von Amsterdam (in Kraft getreten am 1. Mai 1999), der den 

den Vertrag von Maastricht revidiert

· bildet die Grundlage für die Weiterentwicklung der EU – sowohl die innere als auch die Erweiterung der EU um neue Mitglieder. 

· Mittelpunkt des Vertrags von Amsterdam: die Ausgestaltung der politischen Union und die Schaffung eines Raumes der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts. 

· EU setzt sich im Vertrag von Amsterdam die Verwirklichung einer „Union der Bürger” zum Ziel 

· nicht nur die Menschen- und Bürgerrechte in der Union gestärkt und die Entscheidungsprozesse innerhalb der EU transparenter und bürgernäher gestaltet werden, sondern es werden auch Bereiche wie die Sozial- und Beschäftigungspolitik, die Umwelt- und Gesundheitspolitik deutlich aufgewertet.

· Organe der EU wurden durch den Vertrag von Amsterdam erneut reformiert, zum Teil gestärkt und effizienter gestaltet

· Das Europäische Parlament gewann durch den Vertrag von Amsterdam: Seine Gesetzgebungskompetenz und Kontrollfunktion wurde erheblich erweitert; es bleibt aber weiterhin ein relativ schwaches Organ. 

Die Europäische Zentralbank (EZB)

· ist die gemeinsame Währungsbehörde der Mitgliedstaaten der Europäischen Währungsunion
· bildet mit den nationalen Zentralbanken (NZBen) der EU-Staaten das Europäische System der Zentralbanken (ESZB) 
·  ist ein Organ der Europäischen Union
· eine supranationale Institution mit Rechtspersönlichkeit
· wurde 1998 im Rahmen der Europäischen Wirtschafts- und Währungsunion gegründet und hat ihren Sitz im Eurotower in Frankfurt am Main.
· Die Arbeit und die Aufgaben der EZB werden im 1991 in Maastricht geschlossenen Vertrag über die Europäische Union sowie in verschiedenen Protokollen geregelt

Die EU -Erweiterung
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EU ist in mehreren Etappen von anfänglich 6 auf heute 25 Mitglieder angewachsen

·  1973 traten Dänemark, Irland und das Vereinigte Königreich bei

·  Griechenland 1981

·  Portugal und Spanien folgten 1986

·  Finnland, Österreich und Schweden 1995

·  Am 1. Mai 2004 wurde mit 10 neuen Mitgliedern die größte Erweiterungsrunde abgeschlossen: Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, die Tschechische Republik, die Slowakei, Slowenien, Ungarn und Zypern

Gründe für eine Erweiterung

Politische Gründe 


· EU bereitet sich auch mit ihrer Erweiterung auf ihre künftige Rolle in der Welt des 21. Jahrhunderts vor

· wenn Europa zusammengewachsen ist, kann es seine Interessen in der Welt der Globalisierung angemessen vertreten

·  Erst das vereinte Europa wird auch seine internationalen wirtschaftlichen und politischen Aufgaben wahrnehmen können und nicht länger vor allem mit sich und den Narben seiner Vergangenheit beschäftigt sein 

· Die Gründe für die Erweiterung der Europäischen Union liegen darin, als "Stabilitätsanker" weiteren Staaten Europas zur Seite zu stehen und damit diesen Staaten die Möglichkeit zu geben, an dem Erfolgsmodell der europäischen Integration teilzunehmen

· Die Bürger aller Mitgliedstaaten erhalten dadurch erweiterte Möglichkeit, auch jenseits ihrer vertrauten nationalen Grenzen in einem größeren Raum ohne Binnengrenzen zu leben, zu arbeiten und zu wirtschaften

Wirtschaftliche Gründe 


· Nach dem künftigen Beitritt Bulgariens und Rumäniens wird die Europäische Union zu einem der größten einheitlichen Wirtschaftsräume der Welt mit rund 480 Millionen Einwohnern zusammengewachsen sein
·  Hohes Wirtschaftswachstum in den Beitrittsländern, neue Märkte und wachsende Konkurrenz kommen allen zugute
· Die Verwirklichung des freien Waren- und Kapitalverkehrs dient der deutschen Wirtschaft und schafft bzw. sichert Arbeitsplätze in Deutschland
Vorteile der EU-Erweiterung

· Durch Frieden, Stabilität und Wohlstand erhöht sich die Sicherheit für alle europäischen Völker

· Die Vergrößerung des EU-Binnenmarktes führt zu neuen Impulsen für wachsende Volkswirtschaft und Arbeitsplätze

· Menschen in ganz Europa bekommen eine bessere Lebensqualität, da die neuen Mitgliederstaaten die EU-Politik übernehmen (Umweltschutz, Bekämpfung von Drogen und Kriminalität und illegaler Einwanderung)

· Die Rolle der Union in der Welt wird gestärkt (konkurrenzfähig mit USA und China)
Die Beitrittskriterien (festgelegt von den Europäischen Räten in Kopenhagen und Madrid)

· Werte wie Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, Menschenrechte sowie die 

Achtung und der Schutz von Minderheiten müssen gewährleistet sein

· Funktionsfähige Marktwirtschaft

· Fähigkeit dem Wettbewerbsdruck  der EU standzuhalten

· Politik der EU muss wirksam durchgezogen werden

Ost-Erweiterung 2007

· Am 1.Januar 2007 sollen Bulgarien und Rumänien beitreten

· Die Beitrittsverhandlungen mit Bulgarien sind seit 15.Juni 2004 abgeschlossen.

· In Rumänien ist die Wirtschafts- und Rechtslage deutlich schlechter als in Bulgarien sehr hohe Auflagen für 2007

· Werden diese Auflagen nicht rechtzeitig erfüllt, verschiebt sich der Beitritt Rumäniens um ein Jahr

· Die Beitrittsverträge mit beiden Ländern wurden am 25.April 2005 unterzeichnet.

· diese enthalten Klauseln, welche bei vorhandenen Defiziten der Länder bewirken, dass der Beitritt um ein Jahr nach hinten verschoben wird.

EU-Verfassung 
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Um zu gewährleisten, dass die EU auch weiterhin entscheidungs- und handlungsfähig bleibt, musste ihr institutionelles Gefüge vereinfacht werden

·  Im Vertrag von Nizza wurden 2001 deshalb neue Regeln für die EU-Organe und ihre Funktionsweise vereinbart

· Die EU-Verfassung soll den Vertrag von Nizza ablösen.

· Am 29. Oktober 2004: Staats- und Regierungschefs sowie die Außenminister der Mitgliedstaaten der Europäischen Union haben in Rom den "Vertrag über eine Verfassung für Europa" unterzeichnet

· Der Verfassungsvertrag muss von den Unterzeichnerstaaten ratifiziert werden.

· In Referenden in Frankreich und den Niederlanden hat sich die Bevölkerung gegen den Verfassungsvertrag ausgesprochen

·  Analysen zeigen, dass wesentliche Verbesserungen der geltenden Rechtslage nicht Gründe für die Ablehnung waren, sondern innenpolitische Gründe und allgemeine europapolitische Erwägungen

· Die Bürger haben in den Referenden Bedenken und Ängste zum Ausdruck gebracht

· Der Europäische Rat im Juni hat vereinbart, eine Reflexionsphase einzulegen, eine Phase des Nachdenkens über die Europäische Union, ihre Ziele und ihre Inhalte. Sie wird in allen Mitgliedstaaten zu einer ausführlichen Debatte genutzt werden

· Europäische Verfassung keine Einigung auf den kleinsten gemeinsamen Nenner, sondern ein fairer Interessenausgleich zwischen großen und kleinen, alten und neuen Mitgliedstaaten

Zukunft der EU
· Als mögliche  Beitrittskandidaten sind Kroatien und die 

Türkei im Gespräch

· die Beitrittsverhandlungen mit Kroatien sind seit 4.Oktober 2005 aufgenommen.

· früheste Aufnahme: 2007, wahrscheinlicher aber eher 2009 oder 2010.

· seit 3.Oktober 2005 laufen die Beitrittsverhandlungen mit der Türkei
· als potenzielle Beitrittskandidaten werden Bosnien und Herzegowina, und

Serbien und Montenegro angesehen.

· ihr Beitritt könnte noch vor 2020  Stattfinden, wenn sich ihre ökonomische Situation verbessert und sich die Ethnischen Spannungen abbauen.

· weitere offiziellen Beitrittskandidaten gibt es nicht 

· aber da die  Beitrittsverhandlungen mit der Türkei die Grenzfrage der EU aufgeworfen hat, kämen als mögliche Beitrittskandidaten die Ukraine und Georgien in Frage.

Stimmen zur EU

Helmut Kohl plädierte für eine Vertiefung der Europäischen Union:

· sieht eine starke Europäische Union als Stabilisator

· erst muss aber „Kerneuropa“ vorangebracht werden

· Einbindung anderer Länder in die EU nur wenn politische, ökonomische Vorraussetzungen stimmen

Mitterand: 

· Vorteil der EU: man ist stärker, wenn man einig ist

· Mit gemeinsamer Währung  und mit anderen Instrumenten bekommt EU Chance zur stärksten Macht der Welt

· Will keine Vorherrschaft ausüben, nur größte Handelsmacht sein, sowie erste Macht bei Forschung, Jugend (Arbeitsangebote)

· Will so stark sein wie Japan und Amerika

SPD-Politiker und Mitgleid des Europäischen Verfassungskonvents Peter Glotz:

· Nicht abfinden mit der bisherigen Praxis, dass einer den ganzen Betrieb lahm legen kann

· Auf allen Gebieten, außer Vertragsänderungen und Verteidigungsfragen, muss mit Mehrheit entscheiden werden können

· Es muss Schluss sein, das hunderte von Kommisionsvorlagen zu Makulatur (Ma|ku|la|tur [f. –nur Sg.] schadhafte oder fehlerhafte, nicht verwendete Druckbogen, Altpapier; M. reden [übertr.] Unsinn reden [<lat. maculatus ”befleckt“, zu macula ”Fleck“]) werden, weil ein Mitgliedsstaat sie im Ministerrat blockiert
· Die intergouvernementale (zwischenstaatliches Sachverständigengremium mit der Aufgabe, eine wissenschaftliche Basis für internationale Vereinbarungen zu schaffen.) Methode hat schon oft dazu geführt, dass wichtige Themen nicht behandelt wurden
· Bei 25 oder 28 Mitgliedsstaaten würde dies zur Handlungsunfähigkeit führen

· Vetorecht ist Versuchung zur Unvernunft jedes einzelnen Mitglieds

· Intergouvernementale Staatenverbund muss zu einer Förderation weiterentwickelt werden

Joschka Fischer:

· Erweiterung der Eu wird eine grundlegende Reform  unverzichtbar machen

· weg vom Staatenbund der Union hin zur vollen Parlamentarisierung in einer Europäischen Förderation

· ein Europäisches Parlament mit einer Regierung die in der Förderation gesetzgebende und exekutive Gewalt hat

· Europa kann seine Rolle im wirtschaftlichen und politischen globalen Wettbewerb nur dann spielen können, wenn wir es mutig vorangeht

· Keine Vollendung der politischen Integration gegen die vorhandenen nationalen Institutionen und Traditionen sondern mit Einbeziehung

· Vollendung nur erfolgreich wenn auf Grundlage einer Souveränitätsteilung von Europa und den Nationalstaaten

· Nur erreichbar wnn es zwei kammern gibt

· Eine Kammer gewählte Abgeordnete die zugleich Mitgleider der Nationalparlamente sind

· Zweite Kammer Senatsmodell mit direkt gewählten Senatoren

· Entweder Entscheidung für eine Entwicklung des Europäischen Rats zu einer europäischen regierung oder Direktwahl eines Präsidenten mit weitgehenden exekutiven Befugnissen

Tony Blair:

· Europa wird erweitert und vertieft zur gleichen Zeit

· In Zukunft mehr die versuchen mehr zu tun

· Europa reformieren damit es den Bürgern reale Vroteile bringt

· Reformen müssen Themen enthalten die die Bürger angesprochen haben möchten

· Reform muss Zustimmung und Unterstützung der Bürger erhalten

· Brauchen ein starkes und vereintes Europa

· Müssen in der Welt eine Macht darstellen

· Es geht nicht mehr nur um Frieden, sondern um die Bildung einer kollektiven Macht

· Einer der Gründe warum Staaten beitreten wollen

· Europa ist ein Europa freier, unabhängiger souveräner Nationen, die diese Souveränität bündeln möchten

· Bürger bekommen Problem mit Europa wenn die Prioritäten nicht die ihren sind

· Bürger müssen spüren, dass sie Europa besitzen und nicht umgekehrt







